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Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Dr. Christian Eisner Gber die Beschwerde der XXXX gegen
den Bescheid der GIS Gebuhren Info Service GmbH vom 28. Marz 2018, GZ 0001860937, Teilnehmernummer: XXXX, zu
Recht:

A)

Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.
B)

Die ordentliche Revision ist nicht zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang und Sachverhalt:

1. Mit am 8. Janner 2018 bei der belangten Behorde eingelangtem Schreiben beantragte die Beschwerdeflhrerin die
Befreiung von der Entrichtung der Rundfunkgebthren fir Fernseh- und Radioempfangseinrichtungen sowie eine
Zuschussleistung zum Fernsprechentgelt.

Auf dem Antragsformular kreuzte die Beschwerdeflhrerin unter der Rubrik "wenn Sie eine der nachstehenden
Anspruchsvoraussetzungen erfullen, kreuzen Sie bitte das entsprechende Feld an" keine Auswahlmdoglichkeit an und
trug unter der Rubrik "Nachstehende Personen leben mit mir im gemeinsamen Haushalt (Wohnsitz)" folgende
Personen ein: XXXX,

XXXX.

Dem Antrag wurden folgende Unterlagen beigeschlossen:

* sechs Meldezettel,

* ein arztliches Attest vom 13. November 2017 betreffend die Beschwerdefthrerin,
* ein Karenzantrag hinsichtlich der Beschwerdefthrerin,

* eine Mitteilung der Wiener Gebietskrankenkasse Uber den Leistungsanspruch nach dem
Kinderbetreuungsgeldgesetz bezuglich der Beschwerdefihrerin,

* eine Gehaltsabrechnung der Wiener Stadtwerke betreffend den Ehemann der Beschwerdefiihrerin sowie
* ein Schreiben der Stadt Wien Uber die Auszahlung von Lehrlingsentschadigung hinsichtlich XXXX.

2. Mit Schreiben vom 18. Janner 2018 Ubermittelte die belangte Behdrde an die Beschwerdefuhrerin unter dem Titel
"Antrag auf Befreiung - Nachreichung von Unterlagen" folgendes Schreiben:

"[...] Danke fur Ihren Antrag vom 08.01.2018 auf

* Befreiung von der Rundfunkgebuhr fur Fernsehempfangseinrichtungen

* Befreiung von der Rundfunkgebuhr fur Radioempfangseinrichtungen

* Zuschussleistung zum Fernsprechentgelt

Um lhren Antrag weiter zu bearbeiten, benétigen wir von Ihnen noch folgende Angaben bzw. Unterlagen:

* Kopie des Nachweises Uber eine im Gesetz genannte Anspruchsgrundlage (soziale Transferleistung der offentlichen
Hand).

* Nachweis Uber alle Bezlge des/der Antragsteller/in bzw. gegebenenfalls aller Personen, die im gemeinsamen
Haushalt leben.

Dies konnen beispielsweise sein - bitte immer in Kopie:
* bei Berufstatigen die aktuelle Lohnbestatigung oder der letzte Einkommenssteuerbescheid
* bei Pensionisten die aktuelle Bestatigung Uber Pensionsbezlge

* bei Auszubildenden die Bestatigung der Lehrlingsentschadigungen



* bei Schilern und Studenten die Bescheide Uber Schuler- und Studienbeihilfen sowie Angabe der sonstigen
Zuwendungen (Unterhaltszahlungen der Eltern) und Einkinfte (geringflgige Beschaftigung)

* bei Personen, die in der Landwirtschaft tatig sind, die Einheitswertbescheide
* sowie gegebenenfalls Bezlige von Alimenten bzw. sonstigen Unterhaltszahlungen

Aktuelle Anspruchsberechtigung z.B: Rezeptgebihrenbefreiung ab 01.02.2018 und samtliche Einkommen ab
17.01.2018 von XXXX und den Einkommenssteuerbescheid mit aulRergewdhnlichen Belastungen nachweisen, FRIST:
23.02.2018

Wir bitten Sie, die noch fehlenden Unterlagen innerhalb von zwei Wochen ab Zustellung dieses Schreibens

nachzureichen.

[...]

Sollten uns bis zum Stichtag die bendtigten Informationen und Unterlagen nicht vorliegen, mussen wir lhren Antrag

leider zuruckweisen.
[...]
Bei Fragen in diesem Zusammenhang wenden Sie sich bitte direkt an unsere Abteilung ,Befreiung": [...]"

3. Die Beschwerdeflhrerin tGbermittelte hierauf eine Stellungnahme, in welcher im Wesentlichen ausgeftuhrt wurde,
dass ihre finanzielle Lage sehr schlecht sei, sie bis Janner 2018 Kinderbetreuungsgeld bezogen habe und sie das

gesamte Familieneinkommen zur Begleichung der Fixkosten heranziehen musse.
Der Stellungnahme beigelegt waren ua:

* eine Entgeltvorschreibung,

* eine Kontonachricht,

* Gehaltsabrechnungen hinsichtlich des Ehemannes der Beschwerdefuhrerin sowie

* eine an die BeschwerdefUhrerin adressierte Bestatigung Uber die Gewahrung einer Rezeptgebihrenbefreiung bis
zum 31. Janner 2018.

4. Mit dem angefochtenen Bescheid wies die belangte Behorde den Antrag der Beschwerdefihrerin zurtck.
Begrindend fuhrte sie aus, dass die Beschwerdefuhrerin schriftlich dazu aufgefordert worden sei, fehlende Angaben
bzw. Unterlagen nachzureichen. Die belangte Behdrde begriindete ihre Entscheidung insbesondere damit, dass von
der Beschwerdefihrerin kein Nachweis Gber eine im Gesetz genannte Anspruchsgrundlage nachgereicht worden sei:
"Anspruchsgrundlage (zB Rezeptgebuhrenbefreiung) von XXXX und die Bestatigung Uber die Mitversicherung wurde
nicht nachgereicht".

5. Gegen diesen Bescheid richtet sich die vorliegende Beschwerde, in welcher im Wesentlichen ausgefuhrt wurde, dass
die Beschwerdefiihrerin im Anhang die Bestatigung Uber die Mitversicherung ihres Ehemannes Ubermittle. lhr
Fernseher diene lediglich als Computerbildschirm; Radio besitze die Beschwerdefuhrerin gar keines.

6. Die belangte Behorde legte die Akten betreffend das vorliegende Verfahren mit Schriftsatz vom 6. August 2018 dem
Bundesverwaltungsgericht vor.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen (Sachverhalt):

Der im Beschwerdefall mal3gebliche Sachverhalt ergibt sich aus den unter I. angefihrten Ausfihrungen.
2. Beweiswurdigung:

Diese Ausfuhrungen grinden sich auf die jeweils erwahnten Entscheidungen, Unterlagen und Schriftsatze, welche Teil
der dem Bundesverwaltungsgericht vorliegenden Verfahrensakten sind.

3. Rechtliche Beurteilung:
Zu Spruchpunkt A)

3.1. Zu den flr den Beschwerdefall maRRgeblichen Bestimmungen:



3.1.1.8 28 VWGVG ("Erkenntnisse"), BGBI | Nr 33/2013, regelt die Kognitionsbefugnis der Verwaltungsgerichte und
lautet auszugsweise wie folgt:

"8 28. (1) Sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht
die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

(2) Uber Beschwerden gemdaR Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst zu

entscheiden, wenn
1. der mafgebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des maligeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit
gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

[..]"

3.1.2. Das Bundesgesetz betreffend die Einhebung von Rundfunkgebihren (Rundfunkgebuhrengesetz - RGG),BGBI. |
Nr. 159/1999, lautet idF BGBI. | Nr. 70/2016 auszugsweise:

"Rundfunkgebihren

8§ 3. (1) Die GebUhren sind flr jeden Standort (8 2 Abs. 2) zu entrichten und betragen fur

Radio-Empfangseinrichtungen ..........ccoceevvvevinnene 0,36
Euro

Fernseh-Empfangseinrichtungen .........cccoceveenennne. 1,16
Euro

monatlich

[...]

(5) Von den Gebuhren nach Abs. 1 sind auf Antrag jene Rundfunkteilnehmer zu befreien, bei denen die in §§ 47 bis 49
der Anlage zum Fernmeldegeblihrengesetz (Fernmeldegebihrenordnung), BGBI. Nr. 170/1970, genannten
Voraussetzungen flr eine Befreiung von der Rundfunkgebihr vorliegen.

[..]
Verfahren

8 6. (1) Die Wahrnehmung der behordlichen Aufgaben nach § 4 Abs. 1 obliegt der Gesellschaft; gegen von der
Gesellschaft erlassene Bescheide ist Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht zuldssig. Das AVG ist anzuwenden.

(2) Im Verfahren Uber Befreiungen sind die 88 50, 51 und 53 der Anlage zum Fernmeldegebihrengesetz
(Fernmeldegebuhrenordnung), BGBI. Nr. 170/1970, anzuwenden.

[..]"

3.1.3. Die 88 47-51 der Anlage zum Fernmeldegebihrengesetz (Fernmeldegeblihrenordnung),BGBI. Nr. 170/1970, in
der Folge: FGO, lauten idF BGBI. | Nr. 70/2016:

"§ 47. (1) Uber Antrag sind von der Entrichtung der Rundfunkgebiihr fiir Radio-Empfangseinrichtungen (§ 3 Abs. 1 1.
Untersatz RGG), der Rundfunkgebuhr fir Fernseh-Empfangseinrichtungen (8 3 Abs. 1 2. Untersatz RGG) zu befreien:

1. Bezieher von Pflegegeld oder einer vergleichbaren Leistung;
2. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktservicegesetz,BGBI. Nr. 313/1994;

3. Bezieher von Leistungen nach pensionsrechtlichen Bestimmungen oder diesen Zuwendungen vergleichbare
sonstige wiederkehrende Leistungen versorgungsrechtlicher Art der 6ffentlichen Hand,

4. Bezieher von Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977,
5. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktforderungsgesetz,

6. Bezieher von Beihilfen nach dem Studienférderungsgesetz 1992,
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7. Bezieher von Leistungen und Unterstitzungen aus der Sozialhilfe oder der freien Wohlfahrtspflege oder aus
sonstigen offentlichen Mitteln wegen sozialer Hilfsbedtirftigkeit.

(2) Uber Antrag sind ferner zu befreien:

1. Von der Rundfunkgebihr fur Radio- und Fernseh-Empfangseinrichtungen
a) Blindenheime, Blindenvereine,

b) Pflegeheime fir hilflose Personen,

wenn der Rundfunk- oder Fernsehempfang diesen Personen zugute kommt.
2. Von der Rundfunkgebtihr fur Fernseh-Empfangseinrichtungen

a) Gehdrlose und schwer hérbehinderte Personen;

b) Heime fur solche Personen,

wenn der Fernsehempfang diesen Personen zugute kommt.

(Anm.: Z 3 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 71/2003)

8§ 48. (1) Die Zuerkennung einer GebUhrenbefreiung an Personen nach 8 47 ist jedoch dann unzuldssig, wenn das
Haushalts-Nettoeinkommen den fiir die Gewahrung einer Ausgleichszulage fir einen Ein- oder Mehrpersonenhaushalt
festgesetzten Richtsatz um mehr als 12% Ubersteigt.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 finden auf die nach § 47 Abs. 2 Z 1 und Z 2 lit. b anspruchsberechtigte
Personengruppe keine Anwendung.

(3) Nettoeinkommen im Sinne des Abs. 1 ist die Summe samtlicher Einklnfte in Geld oder Geldeswert nach Ausgleich
mit Verlusten und vermindert um die gesetzlich geregelten Abzlge.

(4) Bei Ermittlung des Nettoeinkommens sind Leistungen auf Grund des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967,
Kriegsopferrenten, Heeresversorgungsrenten, Opferflirsorgerenten, Verbrechensopferrenten sowie Unfallrenten und
das Pflegegeld nicht anzurechnen. Nicht anzurechnen sind aulerdem die Einklnfte der am Standort einer zu
pflegenden Person lebenden Pflegeperson, die aus den Einklnften anderer im Haushalt lebender Personen bestritten

werden.

(5) Ubersteigt das Nettoeinkommen die fiir eine Gebiihrenbefreiung maRgebliche Betragsgrenze nach Abs. 1, kann der
Befreiungswerber als abzugsfahige Ausgaben geltend machen:

1. den Hauptmietzins einschlielich der Betriebskosten im Sinne des Mietrechtsgesetzes, des
Wohnungsgemeinnitzigkeitsgesetzes und anderer vergleichbarer mieterschiitzender Gesetze, wobei eine gewahrte
Mietzinsbeihilfe anzurechnen ist; besteht kein Rechtsverhdltnis nach dem Mietrechtsgesetz, dem
Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetz oder anderen vergleichbaren mieterschiitzenden Gesetzen, so ist ein monatlicher
Pauschalbetrag in der Hohe von 140,00 Euro als Wohnaufwand anzurechnen,

2. anerkannte aulergewoOhnliche Belastungen im Sinne der 88 34 und 35 des Einkommensteuergesetzes 1988,
Ausgaben im Zusammenhang mit einer 24-Stunden-Betreuung kénnen auch geltend gemacht werden, wenn der Bezug
eines Zuschusses des Sozialministeriumservice zur Unterstitzung der 24-Stunden Betreuung nachgewiesen wird.

§ 49. Eine GebUhrenbefreiung setzt ferner voraus:

1. Der Antragsteller muss an dem Standort, fur welchen er die Befreiung von der Rundfunkgebihr beantragt, seinen
Hauptwohnsitz haben,

2. der Antragsteller muss volljahrig sein,
3. der Antragsteller darf nicht von anderen Personen zur Erlangung der Gebuhrenbefreiung vorgeschoben sein,

4. eine Befreiung darf nur fur die Wohnung des Antragstellers ausgesprochen werden. In Heimen oder Vereinen gemaf}
8 47 Abs. 2 eingerichtete Gemeinschaftsraume gelten fir Zwecke der Befreiung als Wohnung.

8§ 50. (1) Das Vorliegen des Befreiungsgrundes ist vom Antragsteller nachzuweisen, und zwar:

1.in den Fallen des § 47 Abs. 1 durch den Bezug einer der dort genannten Leistungen,
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2. im Falle der Gehdrlosigkeit oder schweren Hérbehinderung durch eine arztliche Bescheinigung oder durch einen
vergleichbaren Nachweis tber den Verlust des Gehdrvermdgens.

(2) Der Antragsteller hat anlasslich seines Antrages Angaben zum Namen, Vornamen und Geburtsdatum aller in
seinem Haushalt lebenden Personen zu machen. Die GIS Gebuhren Info Service GmbH ist, sofern der Antragsteller
und alle in seinem Haushalt lebenden Personen dem schriftlich zugestimmt haben, berechtigt, diese Angaben im Wege
des ZMR auf Richtigkeit und Vollstandigkeit zu Uberprufen, wobei die Anschrift als Auswahlkriterium vorgesehen
werden kann.

(3) Die Finanzbehdrden haben der GIS Gebuhren Info Service GmbH bei Vorliegen der Zustimmung der Betroffenen
Uber Anfrage die Einkommensverhaltnisse des Antragstellers und aller mit ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden
Personen mitzuteilen; der Nachweis hat die Summe samtlicher Einkinfte im Sinne von 8§ 48 Abs. 3 zu umfassen.
Unbeschadet des Vorliegens einer Zustimmung der Betroffenen dirfen Auskinfte Uber die Einkommensverhaltnisse
nur insoweit eingeholt und gegeben werden, als im Einzelfall berechtigte Zweifel an der Richtigkeit oder Vollstandigkeit
von Angaben des Antragstellers entstanden sind, die durch Befragung der Betroffenen voraussichtlich nicht
ausgeraumt werden kénnen.

(4) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH ist berechtigt, den Antragsteller zur Vorlage sdmtlicher fir die Berechnung des
Haushalts-Nettoeinkommens erforderlichen Urkunden aufzufordern.

(5) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH kann die in Betracht kommenden Trager der Sozialversicherung um Auskunft
Uber das Bestehen der fir die Befreiung maligeblichen Voraussetzungen ersuchen, wenn berechtigte Zweifel an der
Richtigkeit der Angaben des Antragstellers bestehen; diese sind ihrerseits zur kostenfreien Auskunft verpflichtet.

(6) Die Gesellschaft darf die ermittelten Daten ausschlieBlich zum Zweck der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
verwenden; sie hat daflir Sorge zu tragen, dass die Daten nur im zuldssigen Umfang verwendet werden und hat
Vorkehrungen gegen Missbrauch zu treffen.

§ 51. (1) Befreiungsantrage sind unter Verwendung des hieflr aufgelegten Formulars bei der GIS GebuUhren Info
Service GmbH einzubringen. Dem Antrag sind die gemaR § 50 erforderlichen Nachweise anzuschlieRen.

(2) Die GebUhrenbefreiung ist mit hochstens funf Jahren zu befristen. Bei Festsetzen der Befristung ist insbesondere
Bedacht auf die Art, die Dauer und den Uberpriifungszeitraum der in § 47 genannten Anspruchsberechtigung zu
nehmen.

(3) Der Wegfall der Voraussetzung fur die Gebihrenbefreiung ist der GIS GebUhren Info Service GmbH anzuzeigen. Die
von den Rundfunkgebihren befreite Person oder Institution hat der GIS Gebulhren Info Service GmbH jederzeit auf
Verlangen Auskilnfte zu den Umsténden der Anspruchsberechtigung zu geben.

(4) Im Falle des Wegfalles auch nur einer der Voraussetzungen flr eine Gebihrenbefreiung hat die GIS GebUhren Info
Service GmbH mittels Bescheid die Entziehung der GebUhrenbefreiung rickwirkend mit jenem Zeitpunkt
auszusprechen, an dem die Voraussetzung flr die Gebulhrenbefreiung weggefallen ist. Im Falle der Verletzung der
Auskunfts-, Vorlage- bzw. Meldepflichten des Abs. 3 hat die GIS GebUhren Info Service GmbH mittels Bescheid die
Gebuhrenbefreiung zu entziehen."

3.1.4. Das Fernsprechentgeltzuschussgesetz (FeZG), BGBI. | Nr. 142/2000 idF BGBI. | Nr. 81/2016, lautet auszugsweise:
"Anwendungsbereich

§ 1. Dieses Gesetz regelt Zuschussleistungen zu den Fernsprechentgelten bestimmter Personen und Institutionen.
Begriffsbestimmungen

§ 2. (1) ,Fernsprechentgelte’ im Sinne dieses Gesetzes sind jene Entgelte, die ein Betreiber eines offentlichen
Kommunikationsdienstes fur den Zugang zum o6ffentlichen Kommunikationsnetz oder fir die Erbringung eines
Kommunikationsdienstes in Rechnung stellt. Fir Zwecke der Umsatzsteuer gilt der Betrag, der auf die Zuschussleistung
entfallt, nicht als Entgelt.

(2) ,Haushalts-Nettoeinkommen' im Sinne dieses Gesetzes ist die Summe samtlicher Einkiinfte in Geld oder Geldeswert
nach Ausgleich mit Verlusten und vermindert um die gesetzlich geregelten Abzlge. Bei der Ermittlung des Haushalts-
Nettoeinkommens sind Leistungen auf Grund des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, des Impfschadengesetzes,
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Kriegsopferrenten, Heeresversorgungsrenten, Opferflirsorgerenten, Verbrechensopferrenten sowie Unfallrenten und
das Pflegegeld nicht anzurechnen. Nicht anzurechnen sind aulBerdem die Einkinfte der am Standort einer zu
pflegenden Person lebenden Pflegeperson, die aus den Einkiinften anderer im Haushalt lebender Personen bestritten

werden.

(3) Ubersteigt das gemaR Abs. 2 ermittelte ,Haushalts-Nettoeinkommen' die fiir eine Zuschussleistung maRgebliche
Beitragsgrenze, kann der Antragsteller als abzugsfahige Ausgaben geltend machen:

1. den Hauptmietzins einschliellich der Betriebskosten im Sinne des Mietrechtsgesetzes, des
Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetzes und anderer vergleichbarer mieterschitzender Gesetze, wobei eine gewahrte
Mietzinsbeihilfe anzurechnen ist; besteht kein Rechtsverhdltnis nach dem Mietrechtsgesetz, dem
Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetz oder anderen vergleichbaren mieterschiitzenden Gesetzen, so ist ein monatlicher
Pauschalbetrag als Wohnaufwand anzurechnen, welcher auf Basis der Betriebskosten pro m? und der anrechenbaren
WohnungsgroRe festzulegen ist.

2. anerkannte auBergewohnliche Belastungen im Sinne der 88 34 und 35 des Einkommensteuergesetzes 1988.
Ausgaben im Zusammenhang mit einer 24-Stunden-Betreuung kénnen auch geltend gemacht werden, wenn der Bezug
eines Zuschusses des Sozialministeriumservice zur Unterstutzung der 24-Stunden-Betreuung nachgewiesen wird.

Anspruchsberechtigter Personenkreis
8§ 3. (1) Eine Zuschussleistung setzt voraus:

1. Der Antragsteller darf nicht bereits fir einen Zugang zum 0Offentlichen Kommunikationsnetz eine Zuschussleistung
zum Fernsprechentgelt beziehen (Doppelbezugsverbot), insbesondere darf pro Haushalt nur eine Zuschussleistung
nach diesem Bundesgesetz bezogen werden.

2. der Antragsteller darf nicht von anderen Personen zur Erlangung der Zuschussleistung vorgeschoben sein;
3. der Zugang zum 6ffentlichen Kommunikationsnetz darf nicht fur geschaftliche Zwecke genutzt werden;
4. der Antragsteller muss volljahrig sein.

(2) Sofern die Voraussetzungen des Abs. 1 gegeben (Z 1) bzw. vom Antragsteller glaubhaft gemacht worden sind (Z 2
und 3), haben Uber Antrag folgende Personen Anspruch auf Zuschussleistungen zum Fernsprechentgelt:

1. Bezieher von Leistungen nach pensionsrechtlichen Bestimmungen oder diesen Zuwendungen vergleichbare
sonstige wiederkehrende Leistungen versorgungsrechtlicher Art der 6ffentlichen Hand;

2. Bezieher von Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977;

3. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktférderungsgesetz;

4. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktservicegesetz,BGBI. Nr. 313/1994;
5. Bezieher von Beihilfen nach dem Studienférderungsgesetz 1992;

6. Bezieher von Leistungen und Unterstlitzungen aus der Sozialhilfe oder der freien Wohlfahrtspflege oder aus
sonstigen 6ffentlichen Mitteln wegen sozialer Hilfsbedurftigkeit;

7. Bezieher von Pflegegeld oder einer vergleichbaren Leistung;

8. Gehdrlose und schwer hérbehinderte Personen, sofern die technische Ausgestaltung des Zuganges zum o6ffentlichen
Kommunikationsnetz eine Nutzung fur sie ermoglicht;

sofern das Haushalts-Nettoeinkommen gemaR § 2 Abs. 2 und § 2 Abs. 3 dieser Personen den fur die Gewahrung einer
Ausgleichszulage fur einen Ein- oder Mehrpersonenhaushalt festgesetzten Richtsatz um nicht mehr als 12% Ubersteigt.

(3) Sofern die Voraussetzungen des Abs. 1 gegeben sind, haben Uber Antrag Heime fur gehérlose und schwer
hérbehinderte Personen Anspruch auf Zuschussleistungen zum Fernsprechentgelt, sofern die Zuganglichkeit und die
technische Ausgestaltung des Zugangs zum offentlichen Kommunikationsnetz zur Nutzung durch die im Heim
aufhaltigen gehdrlosen und/oder schwer hérbehinderten Personen gegeben ist.

8 4. (1) Antrage auf Zuschussleistung zum Fernsprechentgelt sind unter Verwendung des hiefur aufgelegten Formulars
bei der GIS Gebuhren Info Service GmbH einzubringen. Darin hat der Antragsteller insbesondere den gemal3 § 11
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vertraglich verpflichteten Betreiber anzugeben, bei welchem er beabsichtigt, eine allenfalls zuerkannte
Zuschussleistung einzulésen.

(2) Das Vorliegen eines Zuschussgrundes im Sinne des 8 3 Abs. 2 und 3 ist vom Antragsteller nachzuweisen. Dies hat fur
die Falle des 8 3 Abs. 2 durch den Nachweis des Bezuges einer der dort genannten Leistungen, in Fallen der
Gehorlosigkeit oder schweren Horbehinderung durch eine arztliche Bescheinigung oder durch einen vergleichbaren
Nachweis Gber den Verlust des Gehdrvermoégens zu erfolgen.

(3) Der Antragsteller hat anlasslich des Antrages eine Bestatigung der ortlich zustandigen Meldebehdérde Uber die in
seinem Haushalt lebenden Personen einzuholen und dem Antrag beizulegen.

(4) Die Einkommensverhdltnisse des Antragstellers und aller mit ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen
sind durch ein Zeugnis des ortlich zustandigen Finanzamtes nachzuweisen. Der Nachweis hat die Summe samtlicher
EinkUnfte im Sinne des § 2 Abs. 2 und Abs. 3 zu umfassen.

(5) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH ist berechtigt, den Antragsteller zur Vorlage samtlicher fir die Berechnung des
Haushalts-Nettoeinkommens erforderlichen Urkunden aufzufordern.

(6) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH darf die ermittelten Daten ausschlieBlich zum Zweck der Vollziehung dieses
Bundesgesetzes verwenden; sie hat dafur Sorge zu tragen, dass die Daten nur im zuldssigen Umfang verwendet
werden und hat Vorkehrungen gegen Missbrauch zu treffen.

[..]"

3.2. Wenn die belangte Behorde einen Antrag zuruckwies, ist Sache des Beschwerde-verfahrens lediglich die Frage der
RechtmaRigkeit der Zurtckweisung (vgl. jungst VWGH 31.01.2018, Ra 2016/10/0121; speziell zur FGO VwWGH 29.05.2006,
2005/17/0242; konkret zum FeZG:

VwGH 12.09.2007, 2005/03/0205).

Es ist daher allein entscheidungswesentlich, ob die Zurtickweisung des Antrags durch die belangte Behtérde wegen
Nichterbringung der gemaR § 50 FGO bzw. § 4 FeZG geforderten Nachweise zu Recht erfolgte.

Gemal? 8 13 Abs 3 AVG ermachtigen Mangel schriftlicher Anbringen die Behdrde nicht zur Zurickweisung. Die Behoérde
hat vielmehr von Amts wegen unverziglich deren Behebung zu veranlassen und kann dem Einschreiter die Behebung
des Mangels innerhalb einer angemessenen Frist mit der Wirkung auftragen, dass das Anbringen nach fruchtlosem
Ablauf dieser Frist zurtickgewiesen wird. Wird der Mangel rechtzeitig behoben, so gilt das Anbringen als urspringlich
richtig eingebracht.

Die von der Behorde gesetzte Frist muss zur Vorlage bereits vorhandener Unterlagen angemessen sein, nicht aber zur
Beschaffung dieser Unterlagen (vgl. VwGH 29.10.1992, 92/10/0410; 06.07.1989, 87/06/0054).

3.3. Von der Beschwerdefihrerin wurden im Zeitpunkt der Antragstellung die gemal38 50 FGO bzw.§ 4 FeZG
geforderten Nachweise nicht vollstandig erbracht. Mit Schriftsatz vom 18. Janner 2018 wurde die Beschwerdefuhrerin
deshalb unter anderem aufgefordert, eine Kopie des Nachweises Uber eine der im Gesetz genannten
Anspruchsgrundlagen bzw. eine Kopie des Nachweises samtlicher weiterer Bezlige innerhalb einer Frist von zwei
Wochen ab Zustellung des Schreibens nachzureichen. Da von der Beschwerdeflhrerin bis zur Bescheiderlassung kein
derartiger Nachweis erbracht wurde, wurde der verfahrenseinleitende Antrag von der belangten Behorde

zurlickgewiesen.

Die vorliegende, rechtzeitig eingebrachte und zuldssige Beschwerde erschopft sich darin auszuflhren, dass die
Beschwerdefiihrerin im Anhang die Bestatigung Uber die Mitversicherung ihres Ehemannes Ubermittle. Ihr Fernseher
diene lediglich als Computerbildschirm; Radio besitze sie gar keines.

Die Beschwerdeflhrerin macht insbesondere nicht geltend, dass sie anspruchsbegrindende Unterlagen bzw.
Unterlagen zum Nachweis samtlicher weiterer Bezlige innerhalb der von der belangten Behdrde gesetzten Frist zur
Nachreichung von Unterlagen vorgelegt bzw. mit der belangten Behérde Kontakt aufgenommen zu haben.

Zum Nachweis des Vorliegens eines Bezuges einer Transferleistung 6ffentlicher Hand legte die Beschwerdeflhrerin
eine an sie adressierte Mitteilung Uber den Leistungsanspruch nach dem Kinderbetreuungsgeldgesetz vor.
Diesbezlglich ist darauf hinzuweisen, dass der Bezug von Kinderbetreuungsgeld keine Anspruchsgrundlage im Sinne
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des8 47 Abs 1 FGO bzw.8 3 FeZG darstellt, da das Kinderbetreuungsgeld unabhangig von der sozialen
Hilfsbedirftigkeit bezogen wird. Im Ubrigen wurde gemaR der Mitteilung Gber den Leistungsanspruch nach dem
Kinderbetreuungsgeldgesetz das Kinderbetreuungsgeld nur bis zum 16. Janner 2018 bezogen, dh der Anspruch endete
bereits acht Tage nach der verfahrensgegenstandlichen Antragstellung.

Bezlglich der vorgelegten Rezeptgebuhrenbefreiung ist festzuhalten, dass der Anspruch auf Rezeptgebuhrenbefreiung
gemal dem vorgelegten Schreiben bereits kurz nach Antragstellung, namlich am 31. Janner 2018, endete.

Wenn die Beschwerdefiihrerin in ihrer Beschwerde vorbringt, dass ihr Fernseher lediglich als Computerbildschirm
diene und sie kein Radio besitze, ist ihr entgegenzuhalten, dass das Entstehen einer Gebuhrenpflicht nach 8 3 RGG
sowohl an den Betrieb einer Rundfunkempfangseinrichtung als auch an deren Betriebsbereitschaft kntpft. Zudem sind
im vorliegenden Verfahren keine Hinweise auf eine erfolgte Abmeldung der Rundfunkempfangseinrichtungen durch
die Beschwerdefuhrerin hervorgekommen, zumal dies auch nach erfolgter Antragstellung am 8. Janner 2018 bei der
belangten Behorde "am 30.04.2018 [ein] neuerliches Befreiungsverfahren initiiert[e]".

Der Vollstandigkeit halber ist noch festzuhalten, dass der im Befreiungsantrag vertretenen Ansicht der
Beschwerdefiihrerin, ihr stiinde die in Rede stehende Befreiung schon vor der Stellung ihres Antrages am 8. Janner
2018 zu, die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes entgegensteht, wonach Antrége nur dann auf einen in der
Vergangenheit liegenden Sachverhalt (somit pro praeterito) wirken, wenn ausdricklich eine normative Grundlage
hiefir vorhanden ist (vgl. VwGH 11.07.2001, 2001/03/0001 zu § 49 Z 2 FGO aF), was vorliegend nicht gegeben ist.

Es ist also unstrittig, dass die BeschwerdefUhrerin im Verfahren vor der belangten Behdérde, trotz hinreichend
konkreter Aufforderung durch die belangte Behdrde, das Vorliegen eines Befreiungsgrundes bzw. eines
Zuschussgrundes durch den Bezug einer der in § 47 Abs 1 FGO bzw. in § 3 Abs 2 FeZG genannten Leistungen innerhalb
der von der belangten Behdrde gesetzten Frist zur Nachreichung von Unterlagen nicht nachwies.

Unter Zugrundelegung der vorgenannten Judikatur lag im Beschwerdefall ein Mangel des verfahrenseinleitenden
Antrags vor, weshalb auch der Verbesserungsauftrag der belangten Behorde erforderlich war. Die gesetzte Frist zur
Vorlage der Unterlagen war angemessen.

Die Beschwerdefiihrerin erfillte diesen Verbesserungsauftrag nicht. Wie dargestellt, wird dieser Umstand auch in der
Beschwerde nicht bestritten.

Da die Zurlckweisung des verfahrenseinleitenden Antrages daher zu Recht erfolgte, war die Beschwerde als
unbegriindet abzuweisen.

3.4. Von der Durchfuhrung einer mundlichen Verhandlung konnte im vorliegenden Fall - auch mangels eines
entsprechenden Parteienantrages und angesichts des unbestrittenen Sachverhaltes - gemals § 24 Abs 1 und 4 VWGVG
abgesehen werden.

Erganzend sei noch darauf hinzuweisen, dass die Zustandigkeit Uber die Entscheidung in Bezug auf den Antrag auf
Befreiung von der Entrichtung der Okostrompauschale nicht beim Bundesverwaltungsgericht liegt, sondern bei den
ordentlichen Gerichten.

AbschlieBend wird darauf aufmerksam gemacht:

Die vorliegende abschlagige Entscheidung steht einer neuerlichen Antragstellung bei der GIS Gebuhren Info Service
GmbH hinsichtlich der Gewahrung einer Befreiung von der Rundfunkgebihr bzw. einer Zuschussleistung zum
Fernsprechentgelt nicht entgegen.

Zu Spruchpunkt B)

GemaR§ 25a Abs 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemafR Art 133 Abs 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Nach Art 133 Abs 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu Idsende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Ist die
Rechtslage eindeutig, liegt keine die Zuldssigkeit einer Revision begriindende Rechtsfrage von grundsatzlicher
Bedeutung vor (vgl. juingst VWGH 28.02.2018, Ro 2017/04/0120).
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Die Revision ist gemaR Art 133 Abs 4 B-VG nicht zulassig, da keiner der vorgenannten Falle vorliegt. Auch sind keine
sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage ersichtlich. Die Rechtslage ist
eindeutig und die vorliegende Entscheidung folgt der zitierten hochstgerichtlichen Judikatur.
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